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Herausforderungen an die Neuner-Diplomatie

Die westeuropäischen Staaten wurden 1980 mit einer Reihe von internationalen
Krisen und Problemen konfrontiert, die viele, in der zweiten Hälfte der siebziger
Jahre entstandenen oder verstärkten Spannungen im internationalen System zu
Tage treten ließen. Die Afghanistankrise stellte die neun Länder der Europäi-
schen Gemeinschaft, die seit 1970 ihre Außenpolitik im Rahmen der Europäi-
schen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) abstimmen, in nachhaltiger Form vor
die Wahl zwischen der Fortsetzung der Detente-Politik einerseits und einer der
USA folgenden Politik von Sanktionen gegenüber der Sowjetunion anderer-
seits. Die Geiselnahme der US-Diplomaten in Teheran zwang die Neun, sich
zwischen der Solidarität mit den USA und eigenen wirtschaftlichen und politi-
schen Interessen im Iran zu entscheiden. Die seit Mitte 1980 zunehmenden Span-
nungen in Polen, die die Gefahr militärischer Interventionen des Warschauer
Pakts hervorriefen, berührten unmittelbar zentrale Positionen westeuropäischer
Politik. Regionale Auseinandersetzungen wie der Krieg zwischen dem Iran und
dem Irak, der Bürgerkrieg im Libanon, der Nahostkonflikt sowie Spannungen
zwischen Syrien und Jordanien wurden im Unterschied zu regionalen Konflikten
in den siebziger Jahren zunehmend als direkte und unmittelbare Bedrohung
westeuropäischer Interessen verstanden. 1980 stellte sich besonders die Abhän-
gigkeit von der Erdölversorgung aus dem Gebiet des persischen Golfs als Pro-
blem, auf das die traditionelle Sicherheitspolitik im Rahmen der NATO keine
Antwort gab. Mögliche Auswirkungen dieser Konflikte auf Westeuropa ließen
Substanz, Methoden und Instrumente der Ansätze gemeinsamer Außenpolitik
überdenken.

Auch die Unsicherheiten der amerikanischen Außenpolitik, die durch die Au-
ßenpolitik des Präsidenten Carters und durch den langen Wahlkampf zum Präsi-
dentenamt verstärkt wurden, machten die eigene Verantwortung Westeuropas
und gleichzeitig die Schwäche der Neun deutlicher. Das konventionelle und stra-
tegische Übergewicht des Warschauer Pakts, insbesondere jedoch das neue
Waffensystem SS 20, wurde von der westeuropäischen Bevölkerung unter-
schiedlich bewertet. Durch zunehmende Kritik an dem NATO-Doppelbeschluß
vom Dezember 1979 und infolge der wachsenden Schwierigkeiten, die konven-
tionelle Rüstung nach den NATO-Beschlüssen um jährlich drei Prozent real zu
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steigern, wurde der sicherheitspolitische Konsensus Westeuropas zunehmend in
Frage gestellt. Die wirtschaftliche Rezession, die Konkurrenz durch japanische
Produkte und die wachsenden Zahlungsbilanzdefizite der EG verringerten auch
die wirtschaftliche Stärke Westeuropas. Konnte man in der ersten Hälfte der
siebziger Jahre noch das Konzept einer „Zivilmacht Europa" verfolgen1, bei
dem das wirtschaftliche Potential der Gemeinschaft als zentrales Instrument ei-
ner konfliktabbauenden westeuropäischen Außenpolitik genutzt werden sollte,
so verdeutlichen die Ereignisse in 1980, daß sowohl das wirtschaftliche Lei-
stungsvermögen Westeuropas vergleichsweise zurückgegangen ist als auch die
sicherheitspolitische und militärische Komponente internationaler Politik wie-
der stärker hervortritt.

Angesichts dieser Herausforderung zeigt eine Bilanz der EPZ für das Jahr
1980 ein hohes Maß an gemeinsamen Aktivitäten. Sie dokumentiert gleicherma-
ßen den Willen zur Zusammenarbeit wie Schwächen bei den internen Entschei-
dungsprozessen und bei den außenpolitischen Instrumenten der Neunerpolitik.

Trotz gravierender Probleme, fristgemäß und angemessen auf die Afghani-
stankrise zu reagieren, erwies sich die EPZ 1980 insgesamt als wichtiger Rahmen
für die Neun, auf internationale Krisen zu reagieren. Mit dem Neutralitätsplan
für Afghanistan, mit der Verhängung von Handelssanktionen gegen den Iran,
mit der Nahostinitiative von Venedig und der dabei beschlossenen „Fact-finding
Tour" Thorns im Nahen Osten, mit der Wiederbelebung des europäisch-arabi-
schen Dialogs, mit der Fortsetzung gemeinsamer Positionen auf der Madrider
KSZE-Nachfolgekonferenz und in der Generalversammlung der Vereinten Na-
tionen, in Stellungnahmen zu Polen, zum Krieg zwischen dem Iran und Irak, zu
Namibia und im Ausbau der Beziehungen zu den Ländern der ASEAN-Gruppe
und Lateinamerikas nutzten die Mitgliedstaaten die EPZ, um internationale
Entwicklungen zu beeinflussen.

Ziele und Strukturen der EPZ

Angestrebt wird in der EPZ nach den Berichten der Außenminister von Luxem-
burg und Kopenhagen, den Gründungstexten der EPZ2,:
— „durch regelmäßige Unterrichtung und Konsultationen eine bessere gegen-

seitige Verständigung über die großen Probleme der internationalen Politik
zu gewährleisten,

— die Harmonisierung der Standpunkte, die Abstimmung von Haltungen und,
— wo dies möglich und wünschenswert erscheint, ein gemeinsames Vorgehen zu

begünstigen".
Diese Aktivitäten beziehen sich auf Problembereiche, die sowohl außerhalb der
Kompetenzen der EG-Verträge als auch außerhalb der N ATO-Zuständigkeiten
liegen. Zentrale Bereiche der Außenpolitik und entsprechende Instrumente
(z.B. Haushaltsmittel, Streitkräfte, Entwicklungs- und Handelspolitik) wurden
damit nicht in den EPZ-Rahmen aufgenommen.

Die institutionelle Struktur der EPZ ist auf eine enge Zusammenarbeit natio-
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naler Diplomaten und Politiker auf verschiedenen Ebenen angelegt. Die Grup-
pe der Korrespondenten ist für die organisatorische Abwicklung und inhaltliche
Vorbereitung zuständig. Arbeitsgruppen von Fachreferenten für Regionen
(Afrika, Asien, Mittelmeer, Naher Osten, Lateinamerika) und sektorale Berei-
che (KSZE, Vereinte Nationen und Abrüstung) stimmen ihre jeweilige Position
ab und bereiten Stellungnahmen vor. Die Botschaften in Drittländern und bei in-
ternationalen Organisationen pflegen enge Informationskontakte, deren Inten-
sität nach Bedeutung der Hauptstadt und je politischer Lage schwanken kann,
und handeln bei Bedarf gemeinsam — etwa durch diplomatische Demarchen.
Das Politische Komitee (der Leiter der politischen Abteilungen) ist das Len-
kungsgremium, das die Ministertagungen vorbereitet und Weisungen an die Ar-
beitsgruppen erteilt. Die Minister erörtern die politischen Fragen und versuchen
— je nach Einschätzung — mit Stellungnahmen im Namen der Neun internatio-
nal Position zu beziehen. Auch der Europäische Rat der Staats- und Regie-
rungschefs der neun Mitgliedstaaten widmet sich Fragen aus dem EPZ-Bereich.
Bei Problemen, die als besonders wichtig empfunden werden, sollen Erklärun-
gen der neun Regierungschefs der gemeinsamen Position ein besonderes Ge-
wicht geben.

Eine herausgehobene Rolle fällt der Präsidentschaft der EPZ zu, die halbjähr-
lich zwischen den Mitgliedstaaten rotiert. Sie ist gleichzeitig für die notwendigen
administrativen Aufgaben (Sekretariat, Veröffentlichung, Sitzungsleitung) und
für die inhaltliche Vorbereitung und Durchführung verantwortlich. Die Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaft ist — bis auf einige Arbeitsgruppen — in
allen Gremien als teilnehmender „Gast" akzeptiert, der sein Expertenwissen
über die häufig eng mit EPZ-Themen verknüpfte Gemeinschaftspolitik ein-
bringt. Dem Europäischen Parlament ist das Recht eingeräumt worden, an die
EPZ-Präsidentschaft Fragen zu richten sowie in regelmäßigen Kolloquien zwi-
schen dem Politischen Ausschuß des Europäischen Parlaments und den Mini-
stern (faktisch jedoch nur mit dem Präsidenten) Fragen der EPZ zu erörtern.

In dieser Struktur haben die Neun während der siebziger Jahre zunehmend ih-
re Haltung abgestimmt und Stellungnahmen zu internationalen Entwicklungen
und Krisen sowie in internationalen Organisationen abgegeben3.

Diese Entwicklung der Aktivitäten wurde 1980 verstärkt fortgesetzt. Dabei
traten die organisatorischen Schwächen der EPZ — besonders in Krisensituatio-
nen — nachdrücklich zu Tage. 1980 wurden deshalb Überlegungen zu Anpassun-
gen und Reform der EPZ-Strukturen nachdrücklich vorgebracht.

Die Schwerpunkte der EPZ 1980
Der Einmarsch sowjetischer Truppen nach Afghanistan in den letzten Tagen des
Jahres 1979 überraschte die EPZ, deren Präsidentschaft Anfang des Jahres von
Irland auf Italien überwechselte. Die italienische Präsidentschaft reagierte mit
erheblicher und beunruhigender Verspätung. Die Neun waren drei Wochen lang
nicht in der Lage, einen Termin für die Tagung der Minister oder der politischen
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Direktoren zu vereinbaren. Statt gemeinsamen Stellungnahmen den Vorzug zu
geben, äußerten sich zunächst die Regierungen mit unterschiedlichen und teils
gegensätzlichen Positionen. Die Regierung des Vereinigten Königreichs folgte
ostentativ der harten amerikanischen Linie, während Giscard d'Estaing für die
Fortsetzung einer Detente-Politik eintrat. Konsultationen fanden dann zunächst
an den EPZ-Gremien vorbei zwischen den größeren Mitgliedstaaten und den
USA statt. Einen wichtigen Baustein bildete die gemeinsame deutsch-französi-
sche Stellungnahme von Giscard d'Estaing und Helmut Schmidt im Februar
1980. Die gemeinsame Reaktion der Neun wurde von der Asien-Gruppe vorbe-
reitet. Die Neun verurteilten darin eindeutig die sowjetische Invasion und ver-
langten den Abzug der sowjetischen Truppen; schließlich schlugen sie auf Initia-
tive des britischen Außenministers Lord Carrington eine Lösung in Gestalt eines
neutralen, blockfreien Afghanistans vor (19. Februar 1980). Sie unterstützten
die von der Generalversammlung der Vereinten Nationen ausgesprochene Ver-
urteilung der Invasion und die Bemühungen der Konferenz islamischer Staaten
um eine politische Lösung. Diese Haltung wurde dann auch von den Regie-
rungschefs der Neun auf der Sitzung des Europäischen Rats am 28. April 1980
bestätigt. Über konkrete Maßnahmen wurde jedoch keine Übereinkunft erzielt.

Die Gemeinschaft beschloß angesichts des Getreideembargos der Vereinigten
Staaten, ihre Getreideausfuhren in die Sowjetunion nicht zu erhöhen, aber be-
züglich des Olympiaboykotts und der diplomatischen Kontakte mit der Sowjet-
union wurde keine Übereinstimmung zwischen den Neun und in der westlichen
Allianz erreicht. Gleichzeitig entwickelte sich aber doch durchgängig das Be-
wußtsein einer veränderten weltpolitischen Situation, die zu verstärkten Bemü-
hungen um bedrohte oder anfällige Staaten und Regionen (Türkeihilfe, Versuch
eines Dialogs mit den Golf Staaten) führte.

Die Spannungen zwischen den Neun und den USA waren in den ersten Mona-
ten des Jahres 1980 nicht nur durch unterschiedliche Reaktionen auf die sowjeti-
sche Invasion in Afghanistan bedingt, sondern auch durch die Forderungen der
USA nach einer härteren europäischen Position gegenüber dem Iran in der Fra-
ge der amerikanischen Geiseln. Nach Stellungnahmen, die die Geiselnahme als
eklatante Verletzung der Grundregeln des Völkerrechts scharf kritisierten, und
nach wiederholten diplomatischen Schritten, u.a. gemeinsame Demarchen der
neun Botschafter in Teheran, beschlossen die Neun am 22. April auf einer Son-
dersitzung in Luxemburg, die Parlamente der Mitgliedstaaten aufzufordern,
wirtschaftliche Sanktionen gegen den Iran zu verhängen. Gleichzeitig wurde ei-
ne Reduzierung des diplomatischen Personals im Iran beschlossen. Die Maßnah-
men, nach denen — auf Grundlage eines Entschließungsentwurfes im UN-Si-
cherheitsrat vom 10. Januar 1980 - alle nach dem 4. November 1979 (dem Tag
der Geiselnahme) geschlossenen Verträge mit den Embargomaßnahmen belegt
werden4, traten am 17. Mai 1980 in Kraft, wenn auch das britische Unterhaus
den Zeitpunkt für die britischen Maßnahmen zurückverlegte. An dieser EPZ-
Politik gegenüber dem Iran zeigten sich auch andere westliche Staaten — insbe-
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sondere Japan - nachhaltig interessiert. Für diese Staaten bildeten die Maßnah-
men der Neun eine Richtschnur, der sie folgten.

Ein dritter Schwerpunkt der EPZ-Aktivitäten führte im ersten Halbjahr zu
Spannungen mit den USA. Die Nahostinitiative, die der Europäische Rat am
12./13. Juni verabschiedete, führte im Vorfeld zu amerikanischen und israeli-
schen Vorbehalten und Einflußnahmen.

Die Erklärung von Venedig, die frühere Deklarationen der Neun zum Nahen
Osten fortschrieb, unterstrich das Selbstbestimmungsrecht des palästinensi-
schen Volkes und die Notwendigkeit, die PLO an Verhandlungen zu beteiligen.
Die Regierungschefs erkennen die besondere Bedeutung der Jerusalem-Frage
und verurteilen die Siedlungen in den besetzten arabischen Gebieten als „nach
Völkerrecht ungesetzlich"5. Obwohl die Neun auch das Recht Israels „innerhalb
sicherer, anerkannter und garantierter Grenzen in Frieden zu leben" anerken-
nen, wurde die Stellungnahme in Israel scharf verurteilt. Die amerikanische und
ägyptische Regierung ließen Zweifel erkennen, ob diese Erklärung dem Camp
David-Prozeß zugute kommen könnte. Die PLO forderte eine direkte Anerken-
nung.

Die Nahost-Erklärung ging nicht nur wegen dieser Positionen weiter als vor-
ausgegangene Stellungnahmen der Neun, für die der israelisch-arabische Kon-
flikt seit Beginn der EPZ-Tätigkeiten immer ein Schwerpunktbereich gewesen
war; zwei Elemente geben den Beschlüssen des Europäischen Rats einen beson-
deren Stellenwert in der Entwicklung der EPZ. Zum ersten Mal erklärten sich
die Neun bereit, sich „an einem System konkreter und bindender internationaler
Garantien, einschließlich solcher an Ort und Stelle, zu beteiligen". Diese Formel
führte in der Debatte des Bundestages6 zu Kontroversen, ob und inwieweit der
Bundeskanzler und der Außenminister den Einsatz deutscher Verbände in die-
ser Krisenregion zugesagt haben. Neben dieser Verpflichtung beschlossen die
Neun, „mit allen betroffenen Parteien die erforderlichen Kontakte aufzuneh-
men"7. Die Ergebnisse dieser Konsultationsrunde sollten dazu dienen, die Inhal-
te der geplanten Neunervorschläge zum Nahen Osten im Detail festzulegen.

Diesen Auftrag des Europäischen Rats führte im zweiten Halbjahr 1980 der
Ratspräsident, der damalige luxemburgische Außenminister, Gaston Thorn,
durch. Die Schlußfolgerungen der Thorn-Mission fanden Eingang in einen ver-
traulichen Bericht der Außenminister an den Europäischen Rat, der auf seiner
Sitzung am 1./2. Dezember 19808, die Problemkreise einer Lösung (Rückzug,
Selbstbestimmung, Sicherheit im Nahen Osten und Jerusalem) identifizierte und
darlegte, daß verschiedene Möglichkeiten zur Umsetzung der Grundsätze denk-
bar seien. Der Europäische Rat beschloß, erneut Kontakte mit den betroffenen
Parteien aufzunehmen. Mit dieser Aufgabe wurde wiederum die Präsidentschaft
beauftragt. Die Verlängerung der Konsultationsphase war einerseits durch die
bewußte Rücksichtnahme auf die noch nicht festgelegten Positionen der neuen
US-Administration und andererseits durch die bei der Thorn-Mission erneut
deutlich gewordenen Probleme bedingt.
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Mit den Nah-Ost Aktivitäten haben die Neun aktive und konkrete Schritte zur
Lösung einer internationalen Krise unternommen; die selbst gesetzten Ansprü-
che werden sie 1981 zu erfüllen haben.

Die Regierungen der EG-Mitgliedstaaten bezogen auch Stellung zu anderen
Konflikten im Bereich des Nahen und Mittleren Osten. Zum militärischen Kon-
flikt zwischen dem Irak und dem Iran äußerten die Außenminister die Hoffnung,
daß alle Länder, insbesondere die Großmächte, Zurückhaltung üben und beton-
ten, wie „wichtig für die gesamte internationale Gemeinschaft die Erhaltung der
freien Schiffahrt im Golf ist" und daß sie auf keinen Fall angetastet werden dürf-
te9. Sie unterstützten die Vermittlungsversuche der Vereinten Nationen und der
Konferenz der Islamischen Staaten.

Ebenso besorgt äußerten sich die Staats- und Regierungschefs über die Span-
nungen zwischen Syrien und Jordanien, die Ende 1980 in Folge des irakisch-ira-
nischen Krieges entstanden. Sie appellierten an die betroffenen Regierungen,
„größte Zurückhaltung zu üben und alle Unstimmigkeiten auf friedlichem We-
ge, gegebenenfalls im Rahmen der Vereinten Nationen, zu regeln"10. Auch zur
Verschärfung der Konflikte im Libanon äußerten sich die Regierungschefs und
Außenminister mehrfach besorgt. Sie forderten die Respektierung der Unab-
hängigkeit, Souveränität und der territorialen Unversehrtheit des Libanon und
unterstrichen die wichtige Rolle der UN-Beobachtungstruppen (UNIFIL)11.

Schließlich wurde auch der Europäisch-Arabische Dialog zwischen den Staa-
ten der Gemeinschaft und der der Arabischen Liga wiederbelebt, nachdem er
insbesondere durch die Spaltung der Arabischen Liga nach der ägyptischen Nah-
ostinitiative unterbrochen worden war. Die neun Regierungschefs erklärten in
Venedig am 12. und 13. Juni, „welche Bedeutung sie dem europäisch-arabischen
Dialog auf allen Ebenen beimessen und für wie notwendig sie die Entwicklung
seiner politischen Dimension erachten"12. Sie sprachen sich gleichzeitig für eine
Begegnung auf politischer Ebene aus. Auf einem Treffen auf Staatssekretärs-
ebene am 12. November 1980 in Luxemburg wurde die Wiederaufnahme des Eu-
ropäisch-Arabischen Dialogs beschlossen und eine europäisch-arabische Au-
ßenministerkonferenz vereinbart, die „sehr sorgfältig vorbereitet werden müsse
und vor den Sommerferien (Juni/Juli 1981) stattfinden könne"13.

In dieser Formulierung wird deutlich, daß die Substanz, über die zu verhan-
deln ist, noch ungeklärt blieb.

Einen weiteren Schwerpunkt der EPZ-Arbeit bildete das Ost-West-Verhält-
nis auf dem Nachfolgetreffen der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit
in Europa (KSZE) in Madrid und in Zusammenhang mit den internen Entwick-
lungen in Polen. Die KSZE galt in der ersten Hälfte der siebziger Jahre als erste
Bewährungsprobe der Zusammenarbeit zwischen den Neun, die allgemein als
mit großem Erfolg bestanden betrachtet wurde14. Stärker als bei ersten KSZE-
Nachfolgetreffen in Belgrad wirkten die Neun wieder in Vorbereitung und Dar-
stellung ihrer Ziele eng zusammen. Insbesondere kritisierten sie eindeutig in Er-
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klärungen der Präsidentschaft und in den nationalen Stellungnahmen die Verlet-
zungen der Schlußakte von Helsinki, wobei sie die Themen Afghanistan, Men-
schenrechte, menschliche Kontakte und Informationsfreiheit betonten. Nach
dem mühsamen Beginn der Konferenz, die noch unmittelbar vor Beginn an Kon-
troversen über die Tagesordnung zu scheitern drohte, unterbreiteten die Neun,
zum Teil zusammen mit anderen westlichen Staaten gemeinsame Vorschläge für
das Schlußdokument, die die Bereiche Menschenrechte, menschliche Kontakte,
Information, Kultur, Wissenschaft und Einzelthemen des Korbes II (Wirtschaft)
betrafen. Die Neun wirkten an der Ausarbeitung des französischen Vorschlags
für eine Konferenz über Abrüstung in Europa (KAE) mit und unterstützten die
französische Initiative nachdrücklich. Die erste Phase einer Abrüstungskonfe-
renz sollte darin bestehen, zwingende, vertrauensbildende und überprüfbare
Maßnahmen für den gesamten Europäischen Kontinent zu entwickeln15.

Die Ost-West Beziehungen wurden 1980 durch die Intervention der Sowjet-
union in Afghanistan und durch die innenpolitischen Entwicklungen in Polen be-
lastet. Während die Neun in ihren Reaktionen auf Afghanistan, soweit diese die
direkten Beziehungen zur Sowjetunion (z.B. das Treffen zwischen Giscard und
Breschnew in Warschau) betrafen, abweichende und unkoordinierte Positionen
vertraten, äußerten sie sich zur Lage in und um Polen gemeinsam mit Entschlos-
senheit. Auf der Sitzung des Europäischen Rats am 1. und 2. Dezember 1980 be-
tonten die Staats- und Regierungschefs, daß sich die Neun in ihren Beziehungen
zu Polen strikt an die Charta der Vereinten Nationen sowie an die Grundsätze
der Schlußakte von Helsinki halten werden. Sie appellierten an alle Unterzeich-
nerstaaten der Schlußakte, sich ebenfalls an diese Grundsätze zu halten und sich
jeder direkten oder indirekten, individueller oder kollektiven Einmischung in
die inneren und äußeren Angelegenheiten eines anderen Mitglieds zu enthalten.
Der Europäische Rat warnte vor den „schweren Folgen", die eine andere Hal-
tung „für die Zukunft der internationalen Beziehungen in Europa und in der
Welt haben dürfte"16. Der Europäische Rat beschloß gleichzeitig wirtschaftliche
Hilfe für Polen, die von der Gemeinschaft in Form von Nahrungsmittellieferun-
gen geleistet wurde.

Neben der KSZE war in den siebziger Jahren die Zusammenarbeit in der Ge-
neralversammlung der Vereinten Nationen als ein besonderes Testfeld für die
globale Neunerdiplomatie verstanden worden17. Durch das gemeinsame Auftre-
ten in diesen Gremien zeigen die westeuropäischen Staaten nach Ansicht der
Außenminister „am besten gegenüber der Außenwelt ihr Bestehen"18. Die Neun
setzten auch in der Generalversammlung 1980 ihre intensiven Bemühungen um
enge Abstimmung, gemeinsame Stellungnahmen und einheitliche Stimmabga-
ben fort. Die Koordinationsverfahren zwischen den Ständigen Vertretungen der
Neun in New York haben sich dabei weitgehend eingespielt und können kaum
noch - im Rahmen der vorgegebenen Strukturen — verbessert werden. Die
Harmonisierung ihrer Positionen betraf insbesondere die Bereiche der Wirt-
schafts-, Abrüstungs- und Menschenrechtspolitik. Den Neun fiel dabei eine be-
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sondere Rolle als stärkste und einflußreichste westliche Gruppe zu, die die Ver-
handlungsführung gegenüber der Dritten Welt übernahm.

Die Neun ergriffen bei dieser Generalversammlung keine gemeinsame Initia-
tive. Wie üblich legte die Präsidentschaft zu allen wichtigen Tagesordnungs-
punkten die gemeinsame Haltung im Namen der neun Regierungen dar. Die Er-
klärungen in der Abrüstungsdebatte der 35. Generalversammlung fanden dabei
besondere Beachtung. Wie jedoch in den Jahren zuvor, war die Stimmabgabe
bei wichtigen Problembereichen nicht einheitlich. Vermieden wurde zumindest,
daß einzelne Mitgliedstaaten der Verurteilung anderer EPZ-Partner zustimm-
ten. 1980 wurde erneut nicht der UN-Sicherheitsrat in die Neunerabstimmung
einbezogen, da die beiden EPZ-Staaten, die Ständige Mitglieder des Sicherheits-
rates sind, ihre besondere Position nicht aufgeben wollen.

1980 setzten die Neun ihre Afrikapolitik fort. Mit „großer Genugtuung" nah-
men die Minister die friedliche und demokratische Entwicklung in Zimbabwe
(Rhodesien) zur Kenntnis19. In Bezug auf Namibia unterstützten sie die Bemü-
hungen der fünf Westmächte um eine Regelung im Sinne der Entschließung 435
des Sicherheitsrates. Wie in den Jahren zuvor, verurteilten die Neun auch 1980
die Politik der Apartheid in Südafrika. In einem Kommunique begrüßten sie,
daß die Anwendung des am 20. September 1977 beschlossenen Verhaltenskodex
auf die europäischen Gesellschaften mit Tochtergesellschaften in Südafrika er-
ste, ermutigende Ergebnisse — zumindest im Bereich der Arbeitsbeziehungen —
zeige20. Außerdem konsultierten sich die Neun über andere Krisengebiete in
Afrika, so zur Lage am Hörn von Afrika und im Tschad.

Positionen ergriffen die Neun auch zu Entwicklungen in Asien und Lateina-
merika. Im Verhältnis zu Lateinamerika wurde besonderer Wert auf eine Men-
schenrechtspolitik gelegt, die mehrfach durch diskrete, diplomatische Kanäle
betrieben wurde. Als Reaktion auf den Staatsstreich in Bolivien unterbrach die
Gemeinschaft ihre Verhandlungen über ein Kooperationsabkommen zwischen
der EG und den fünf Andenländern. Die Neun befaßten sich auch mit weiteren
politischen Problemen in Lateinamerika (El Salvador, Nicaragua und den krie-
gerischen Auseinandersetzungen zwischen Ecuador und Peru). Im südostasiati-
schen Raum wurde die humanitäre Hilfe der Gemeinschaft fortgesetzt. Mit den
Staaten der ASEAN-Gruppe wurden die Kooperationsbeziehungen weiterent-
wickelt und gemeinsame Positionen — insbesondere zur Lage in Südostasien —
bestätigt21.

Die Neun beobachten auch die Entwicklung in Zypern und die Lage nach dem
Militärputsch in der Türkei. Die Minister nahmen die Zusicherungen der türki-
schen Militärbehörden über die rasche Wiedererrichtung demokratischer Insti-
tutionen und bezüglich der Menschenreche zur Kenntnis und beschlossen, die
Zusammenarbeit der Gemeinschaft mit der Türkei fortzusetzen22.

In den Bereich der EPZ-Aktivitäten fallen auch Beratungen zur rechtlichen
Zusammenarbeit. Nachdem am 4. Dezember 1979 ein Abkommen zwischen den
EG-Mitgliedstaaten zur Anwendung des Europäischen Übereinkommens zur
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Bekämpfung des Terrorismus unterzeichnet worden war23, konnte das von Gis-
card d'Estaing vorgeschlagene Projekt eines „Europäischen Rechtsraumes", das
auf eine Zusammenarbeit auf strafrechtlichem Gebiet abzielt, nicht weiterent-
wickelt werden, da seitens einiger Mitgliedstaaten rechtliche und politische Be-
denken vorgebracht wurden. Der EPZ zugerechnet wird auch die Zusammenar-
beit der für innere Sicherheit zuständigen Innen- bzw. Justizminister, die 1980
durch Expertentreffen in der sogenannten „Trevi-Gruppe" fortgesetzt wurde24.

Zur Arbeitsweise der EPZ 1980
Die Arbeitsweise der EPZ blieb im Jahre 1980 weitgehend unverändert. Strikte
Trennungen von Zuständigkeitsbereichen westeuropäischer Außenpolitik wur-
den pragmatisch reduziert. Die Übergänge zwischen Tagungen des EG-Mini-
sterrats und der EPZ-Minister wurden fließend25. Sicherheitspolitische Überle-
gungen fanden zunehmend Eingang in die Beratungen, so in Zusammenhang mit
dem Schmidt/Genscher-Besuch in Moskau und mit den französischen Plänen für
eine gesamteuropäische Abrüstungskonferenz im Rahmen des KSZE-Nachfol-
getreffens. Die Beziehungen zum Europäischen Parlament wurden nicht we-
sentlich geändert. Der Mißmut, zu spät informiert zu werden und wenig mehr als
die Presse zu erfahren, blieb auch 1980 bestehen, wobei die Parlamentarier
selbst ihre internen Abstimmungen und Vorbereitungen zu verbessern suchten.
Die unzureichenden Kontakte weisen auf ein grundlegendes Problem, das 1980
verstärkt zu Tage trat. Zwischen den vertraulichen Beratungen in der EPZ einer-
seits und der Meinungsbildung in der europäischen Öffentlichkeit andererseits
sind Brüche festzustellen, die auf die Dauer die politische Grundlage der EPZ-
Aktivitäten gefährden können.

Die Rolle der Kommission wurde in Hinblick auf ihren Status nicht verändert.
Bei der Verwendung von Gemeinschaftsinstrumenten durch die EPZ (z.B. Nah-
rungsmittelhilfe an Polen) wirkte sie konstruktiv mit. Außerdem brachte sie bei
einigen Problemkreisen (z.B. EG-Haltung zum US-Getreideembargo gegen-
über der Sowjetunion) ihre Position in die EPZ-Beratungen ein.

Die Außenkontakte der EPZ wurden 1980 erheblich intensiviert. Mehrere
Drittstaaten — u.a. Japan, Norwegen, Türkei und die Beitrittskandidaten — so-
wie regionale Organisationen — u.a. die Arabische Liga und die ASEAN Grup-
pe — suchten ihre Kontakte mit den Neun auszubauen; einige der Drittstaaten
strebten eine Formalisierung der gegenseitigen Konsultationen an. Griechen-
land wurde Ende des Jahres in die EPZ-Strukturen integriert. Mit Spanien, Por-
tugal und der Türkei wurden unterschiedliche Formen regelmäßiger Konsul-
tationen vereinbart.

Mit den vermehrten Außenbeziehungen wuchsen jedoch erneut die Anforde-
rungen an die alle sechs Monate wechselnde Präsidentschaft. Sowohl die italieni-
sche Präsidentschaft im ersten Halbjahr als auch die luxemburgische im zweiten
Halbjahr zeigten - in unterschiedlicher Weise - Grenzen der Leistungsfähig-
keit. In der Afghanistankrise hatte sich zudem die Schwäche des Krisenmanage-
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ment manifestiert. Aus diesen Gründen setzten 1980 Überlegungen ein, den Kri-
senmechanismus und die Funktionsweise der EPZ zu verbessern. Der britische
Außenminister schlug vor, Krisensitzungen binnen 48 Stunden automatisch ein-
zuberufen, wenn dies von drei Mitgliedstaaten gefordert wird. Der französische
Staatspräsident sprach sich für das Beibehalten einer hohen Flexibilität aus, bei
der jedoch Möglichkeiten gegeben sein sollten, daß die Staaten, die eine aktive
Rolle wahrnehmen können und wollen, darin nicht durch andere, die keine Ver-
antwortung zu übernehmen gedenken, gehindert werden sollten26.

Verschiedene Vorschläge zur Schaffung eines Sekretariats fanden erneut Ein-
gang in die Debatte. Gefordert wurde u.a. auch, alle Tagungen von Fachgrup-
pen und vielleicht auch des Politischen Komittees in Brüssel zu konzentrieren
und EPZ-Experten in die Ständigen Vertretungen der EG in Brüssel zu entsen-
den. So könnte in Brüssel eine gewisse Infrastruktur entstehen, die weiter auszu-
bauen ist, bis sich parallel zum Ausschuß der Ständigen Vertreter eine Organisa-
tion entwickelt, die alle Aufgaben wahrnimmt, die bei anderen Vorschlägen dem
Politischen Sekretariat zugeschrieben werden. Beibehalten würde jedoch der
strikt zwischenstaatliche Charakter; antizentralistische Reflexe in den Haupt-
städten würden vermieden27.

7950 - Ein besonderes Jahr?

1980 wurde von den Außenministern als außerordentliches Jahr bezeichnet28, in
dem es den Neun gelungen sei, in den großen internationalen Fragen mit „einer
Stimme" zu sprechen. Der Präsident im ersten Halbj ahr, der italienische Außen-
minister Emilio Colombo, kam zu dem „objektiven Urteil", daß die Politische
Zusammenarbeit, wenn schon nicht einen qualitativen Sprung, so doch ganz ge-
wiß sehr wichtige Entwicklungen erfahren habe, die für sie in Zukunft bestim-
mend sein werden29. Festzuhalten in dieser Bilanz ist, daß sich trotz der Schwie-
rigkeiten zu Beginn des Jahres das System gegenseitiger Informationen und
Konsultationen, der „automatische Konzertierungsreflex"30, konsolidierte.
Auch wurde die „Diplomatie der Deklarationen"31 weiter auf fast alle Bereiche
internationaler Politik ausgedehnt. Die Neun dokumentierten damit ihren aus-
drücklichen Willen, gemeinsam Lösungen zu suchen, für die sie allein weniger
Einflußmöglichkeiten sahen. Die Aktivitäten waren überraschend zahlreich und
gewichtig, wenn man bedenkt, daß bei vielen Themen in der Vergangenheit kei-
ne natürliche Interessenidentität zwischen den Mitgliedstaaten, sondern viel-
mehr innereuropäische Spannungen festzustellen gewesen waren und daß
gleichzeitig die Gemeinschaft von Konflikten über die Verteilung der Haushalts-
lasten belastet wurde. Dem Anspruch, an der Gestaltung des internationalen Sy-
stems mitzuwirken, standen aber Defizite in der politischen und organisatori-
schen Abwicklung sowie in den konkreten Einwirkungsmöglichkeiten gegen-
über. Neben diplomatischen Verfahren (u.a. Erklärungen, gemeinsame Demar-
chen, Stimmabgabe in der Generalversammlung der Vereinten Nationen) setz-
ten die Außenminister zwar auch Gemeinschaftsinstrumente ein (z.B. Nah-
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rungsmittelhilfe an Polen); sie konnten aber vielen Erwartungen von Drittstaa-
ten nicht angemessen entgegenkommen. Nationale und EG-Instrumente müs-
sen für eine konsistente Politik noch weiter gebündelt werden.

Infolge der in den Augen der Außenminister und Diplomaten positiven Bilanz
der EPZ bei gleichzeitig andauernden Konflikten in der Gemeinschaft fanden
Überlegungen erneut Unterstützung, die Aufgaben und Politikbereiche der ur-
sprünglichen Gemeinschaft zu reduzieren und gleichzeitig die EPZ — losgelöst
von dem EG-Balast — auszubauen. Eine Freihandelszone ohne die Sektorpoliti-
ken und supranationale Kontrollmöglichkeiten, ohne ausgeprägte Funktionen
für „unkontrollierbare" Organe wie die Kommission, den Europäischen Ge-
richtshof und das Europäische Parlament würde die Europapolitik „entschlak-
ken" und auf die wesentliche Aufgabe der außenpolitischen Interessenvertre-
tung konzentrieren. Diese These übersieht, daß die Einflußmöglichkeiten der
EPZ von der internen Handlungsfähigkeit und den gemeinsamen wirtschaftli-
chen Instrumenten abhängig ist. Ohne den Bestand und die Weiterentwicklung
der Gemeinschaft wird der EPZ die interne und außenpolitische Geschäfts-
grundlage entzogen.
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